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Im Oktober letzten Jahres gab es ein 
Bürgerbegehren gegen ein unvorteil-
haftes Grundstücksgeschäft der Stadt. 
Das Geschäft sollte so aussehen: Die 
Stadt verkauft das Grundstück Gärtner-
weg / Parkstraße / Sankt Florian Straße 
(ca. 3,000 qm) an die Baugenossen-
schaft Ried. Diese hat dort schon auf 
Grundlage des Erbbaurechts Mietshäu-
ser mit 24 Wohneinheiten stehen, die 
aus den Siebzigern stammen. Wie die-
ses Erbbaurecht ursprünglich zu Stan-
de kam, ist auch nach mehreren Nach-
fragen noch immer nicht ganz klar. Im 
Gegenzug verkauft die BG Ried der 
Stadt den Pavillon am Mörfelder Dalles, 
der unter anderem das Dalles-Café be-
herbergt. Das Grundstück gehört hier 
ebenfalls der Stadt, nur die „Aufbauten“ 
gehören der BG Ried. Der Plan war, den 
Pavillon, der arg in die Jahre gekom-
men und stark sanierungsbedürftig ist, 
abzureißen. Stattdessen sollte dort ein 
Wohnblock mit ursprünglich 8, nach 
neuester Planung 22 Wohneinheiten 

entstehen, im Erdgeschoss sollten wie-
der Geschäfte einziehen. Die Bevölke-
rung lief Sturm gegen das Vorhaben, 
das einer Vernichtung des beliebten 
Treffpunktes Dalles gleichkäme. Der 
Charakter des Platzes würde zerstört 
werden, der Platz wäre fast den ganzen 
Tag über verschattet, und wo Mieter 
und Ladenkundschaft parken sollen, 
wurde in der „Planung“ ganz außer 
acht gelassen. Ein Bürgerbegehren 
wurde gestartet. Die notwendige Zahl 
von Unterschriften kam jedoch wegen 
der Corona-Vorschriften nicht ganz zu-
sammen. Elektronische Unterschrift ist 
bei einem Bürgerbegehren nicht zuge-
lassen, und auf eine Fristverlängerung 
(die bei einem ähnlichen Fall in Bens-
heim gewährt wurde) wollten sich we-
der die Stadt noch das Verwaltungsge-
richt einlassen. Nun hat die Stadt etwas 
gemacht, was in solchen Fällen gerne 
gemacht wird. Man wartet ein bisschen 
ab, bis sich der Sturm gelegt hat, und 
schafft dann „hintenrum“ Tatsachen. 

Tauschgeschäft Dalles - Parkstraße:
Außer Spesen nix gewesen?

Ein Drittel unseres Stadtwaldes haben wir 
2019 durch einen Sturm in kürzester Zeit 
verloren. Was übrig blieb, ist wegen der 
schon jahrelang andauernden Trocken-
heit in einem schlechten Zustand.  Dazu 
kommen in absehbarer Zeit Waldflächen-
verluste in beträchtlicher Höhe durch die 
geplante Verbreiterung der B486 Rich-
tung Langen und die neue IC-Strecke. Was 
wir deshalb überhaupt nicht brauchen, 
sind noch mal 16 Hektar mehr Flächenfraß 
durch die „Osterweiterung“ des Industrie-
gebiets Mörfelden. Es gibt im bestehen-
den Industriegebiet eine Menge Leerstän-
de und auch noch die eine oder andere 
Baulücke. Wozu also erweitern? Das zur 
Erweiterung vorgesehene Gebiet würde 
sich, da es an ein Waldgebiet grenzt, viel 
sinnvoller zur Ersatzaufforstung eignen. 
Aber dagegen sperren sich ausgerechnet 
die Grünen. Der Plan zur „Osterweiterung“ 

Fortsetzung auf Seite 2

Die Ladeninhaber in dem Pavillon be-
kamen im Juni 2022 ein Schreiben, dass 
der Besitzer des Pavillons gewechselt 
habe und die Mieten fortan nicht mehr 
an die BG Ried, sondern an die Stadt 
Mörfelden-Walldorf zu entrichten sei-
en. Daraus ist zu entnehmen, dass das 
umstrittene Grundstücksgeschäft wohl 
zwischenzeitlich durchgezogen wurde. 
Aber merkwürdig: Der Stadtverordne-
tenversammlung wurde ein „Innen-
stadtentwicklungskonzept“ vorgelegt. 
Es besteht im Grunde aus einer Liste 
„freier“ Grundstücke im Innenstadtbe-
reich, die von einer „Planergruppe ROB 
GmbH“ (für einiges Geld) im Auftrag 
der Stadt zusammengestellt wurde. In 
der Liste sind Kinderspielpätze und an-

Osterweiterung
 statt Aufforstung

Grüne und CDU haben beim Monopoly-Spielen etwas nicht richtig verstanden: 
Wenn man die Parkstraße hat, dann verscherbelt man die nicht, sondern behält sie 
und baut selber Häuser drauf. Aber natürlich mit bezahlbaren Mietwohnungen.

Fortsetzung auf Seite 2
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dere „Baulücken“ bunt gemischt. Das 
Grundstück am Gärtnerweg, das an die 
BG Ried verkauft wurde, ist darin jedoch 
nicht enthalten. Und das, obwohl in der 
ursprünglichen Planung festgelegt war, 
dass man dieses Grundstück, zusam-
men mit dem angrenzenden Areal (das 
frei wird, wenn die Feuerwehr ihr neues 
Gerätehaus beziehen wird), gemein-
sam mit der BG Ried „entwickeln“ wolle. 
Stattdessen taucht in dem „Konzept“ 
jetzt ein neues Grundstück auf: Der „be-
grünte Parkplatz“ zu beiden Seiten des 
Geräthsbaches zwischen Blumenstraße 
und Sankt Florian Straße, von dem bis-
lang nirgendwo die Rede war. 

Das schattige Eckchen, das mehr den 
Charakter eines Parks als eines Parkplat-
zes hat, soll nun mit 12 Wohneinheiten 
bebaut werden. Und mehr noch: Die 
Stadt wollte doch aus dem „Tauschge-
schäft“ laut ursprünglicher Vorlage ei-
nen Erlös ziehen. Der ist aber ziemlich 
schmal geraten. Denn einerseits sollte 
das Grundstück am Gärtnerweg weit 
unter Wert an die BG Ried verkauft wer-
den, was mittlerweile wohl geschehen 
ist. Für die im Gegenzug angekaufte 

„Schrottimmobilie“ (Originalton eines 
bekannten Immobilienmaklers) am Dal-
les hingegen wurde ein weit überhöhter 
Preis ausgekungelt. Die verbleibende 
Differenz von etwa 750.000 € soll jetzt 
(wovon in der ursprünglichen Vorlage 
für die Stadtverordnetenversammlung 
nie die Rede war) dazu benutzt werden, 
an der Aschaffenburger Straße (Nähe 
Gundhof) zwei unbebaute Grundstücke 
von der HLG (ca. 7.100 qm) aufzukaufen. 
Das Ganze wurde - wie immer – unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit beschlos-
sen. Aber was man so aus Kassel hört, 
wurde der Kaufpreis wohl nach einigem 
Hin und Her auf ca. 2,6 Mio € festgesetzt 
– die Stadt muss also noch knapp 1,9 
Mio € „mitbringen“, um letztlich Bau-
land in der Innenstadt Mörfelden gegen 
Grünflächen am Stadtrand von Walldorf 
zu tauschen.
Was hat die Stadt jetzt unterm Strich? 
Ein teures Grundstück in Innenstadtla-
ge zum halben Marktpreis verscheuert. 
Den Plan, dort gemeinsam mit der BG 
Ried ein kleines Wohnviertel zu errich-
ten, hat sie offenbar aufgegeben. Eine 
Schrottimmobile am Dalles gekauft, an 
einer Stelle, an der der ersehnte Bau von 

bezahlbaren Wohnungen kaum sinn-
voll zu verwirklichen ist. Und schließlich 
für den Resterlös plus 1,9 Mio € zwei 
Feld-, Wald- und Wiesen-Grundstücke 
in Randlage im Norden Walldorfs er-
worben. Dort geht Bauen nur mit der 
Vernichtung von Grünflächen, was die 
Grünen laut Wahlprogramm doch ver-
meiden wollten. Und eine städtische 
Wohnungsbaugesellschaft, mit der man 
ohne Investoren in Eigenregie bezahlba-
re Wohnungen errichten könnte, gibt es 
noch immer nicht, trotz mehrerer Anträ-
ge in der Stadtverordnetenversammlung.
Irgendwie erinnert das an das Märchen 
von „Hans im Glück“: Hans erhält als 
Lohn für sieben Jahre Arbeit einen kopf-
großen Klumpen Gold. Diesen tauscht 
er gegen ein Pferd, das Pferd gegen 
eine Kuh, die Kuh gegen ein Schwein, 
das Schwein gegen eine Gans. Die Gans 
gibt er schließlich für einen Schleifstein 
mitsamt einem einfachen Feldstein her. 
Zuletzt fallen ihm noch, als er trinken 
will, die beiden schweren Steine in ei-
nen Brunnen.
Sinnvolle Grundstücksgeschäfte im In-
teresse wohnungssuchender Einwohner 
sehen anders aus.

Eine kalte Stube im nächsten Winter ab-
zuwenden brauchte es eigentlich nicht 
viel Phantasie, liebe Regierende: einfach 
auf die Nato-Osterweiterung verzichten, 
Nordstream 2 in Betrieb nehmen, billi-
ges Gas von Russland ordern und damit 
obendrein das Sterben von Osteuropäe-
rInnen beenden. Die Alternative ist, wie 
damals in Stalingrad: durchhalten bis 
zum letzten abgefrorenen Finger. Afrika 
verhungert? Hauptsache, die Rüstungs-
industrie macht ordentlich Asche. Die in 
Elmau versammelten Politvertreter des 
internationalen Kapitals hätten es in der 
Hand gehabt, weiteren Schaden von den 
Völkern abzuwenden. Daß sie es nicht ge-
tan haben, wird ihnen die Rüstungs- und 
Frackingindustrie sicherlich vergüten. Die 
dezimierten Völker werden sie, wenn der 
Propagandanebel verflogen sein wird, 
verfluchen.

SPD auf Kriegskurs?
Lars Klingbeil war, bevor er Generalsekre-
tär der SPD wurde, Rüstungslobbyist als 
Vorstandsmitglied der Deutschen Gesell-
schaft für Wehrtechnik. Dazu Mitglied des 
Förderkreises Deutsches Heer. Auch mit 
der entsprechenden ›Gesellschaft für Si-
cherheitspolitik‹ ist er gut vernetzt. Heute 

ist Klingbeil Kovorsitzender der SPD und 
treibt die »Zeitenwende« voran. Am 21. 
Juni erhob er Anspruch auf »Führungs-
macht« für »Deutschland« und wischte 
mit dem Satz »Friedenspolitik bedeutet 
für mich, auch militärische Gewalt als ein 
legitimes Mittel der Politik zu sehen« das 
Hamburger Grundsatzprogramm der SPD 
von 2007 beiseite. Dort steht:  »Krieg darf 
kein Mittel der Politik sein.«                      Kon      	

Anm. d. Redaktion:

Eine kurze Zeit, nachdem uns dieser 
Leserbrief erreicht hatte, schlug Finanz-
minister Christian Lindner (FDP) vor, 
„Arme und Renter“ in warmen Hallen 
unterzubringen, falls sie sich das Heizen 
einer eigenen Wohnung im Winter nicht 
mehr leisten können. So schnell werden 
manchmal selbst Polemiken wahr.

Es wird frisch im Winter

Arthur Ponsonby, geboren am 16. Februar 1871, gestorben am 23. März 1946, war ein britischer 
Staatsbeamter, Politiker, Schriftsteller und Pazifist. In seinem Buch „Falsehood in Wartime“ 
(1928) untersuchte und beschrieb er die Methoden der Kriegspropaganda der Kriegsbeteiligten 
im Ersten Weltkrieg. Es enthält den berühmten Hinweis: „Nach der Kriegserklärung ist die Wahr-
heit das erste Opfer.“
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Überall Müllwurde von ihnen im Bunde mit der CDU 
durch die Stadtverordnetenversammlung 
gepeitscht. Begründung, wie immer: Ge-
werbesteuereinnahmen. Man sollte aber 
doch mittlerweile gelernt haben, dass Ge-
werbesteuer ein höchst unsicherer Posten 
ist. Städte und Gemeinden mit großen 
Industrie- und Gewerbeansiedlungen 
sind ebenso verschuldet wie andere auch, 
zum Teil höher. Beim „Schulden-Ranking“, 
der Rangliste der pro-Kopf-Verschuldung 
hessischer Städte und Gemeinden, ran-
gieren in unserer „Liga“ (20.000 bis 49.999 
Einwohner) gleich zwei Nachbar-Städte 
ganz oben: Neu-Isenburg (Platz 6,  4.115 
€ pro Einwohner) und Langen (Platz 8, € 
3.768 pro Einwohner). Beide verfügen über 
große Industriegebiete, in denen Konzern-
betriebe mit illustren Namen ansässig sind. 
In der Klasse 10.000 bis 19.999 Einwohner 
landen bekannte Namen aus der Umge-
bung auch ziemlich weit oben: Kriftel (€ 
4.765 pro Einwohner) auf Platz 11, Raun-
heim (€ 4.596 pro Einwohner) auf Platz 
13, Egelsbach (€ 2.806 pro Einwohner) auf 
Platz 30.  Riesige Industriegebiete schei-
nen also nicht unbedingt der Schlüssel zur 
Schuldenfreiheit zu sein.

Fortsetzung von Seite 1

In Wald und Feld findet man immer wie-
der Abfall bei Sitzgruppen, Bänken oder 
Treffpunkten, an denen keine Abfallbe-
hälter aufgestellt sind. Vorhandene Ab-
fallbehälter sind häufig defekt oder zu 
klein. „Schwupps“ liegt dann der Abfall 
weiträumig zerstreut um sie herum, der 
Wind und wilde Tiere tun ihr übriges. 
Zum Umwelt- und Tierschutz, aber auch 

für das Stadtbild ist es uns deshalb wich-
tig, hier Abhilfe zu schaffen. Die DKP/LL-
Fraktion hat deswegen beantragt, eine 
Liste der städtischen Abfallsammelbe-
hälter innerhalb der Gemarkung der 
Stadt Mörfelden-Walldorf zu erstellen. 
Die Erfassung soll die Standorte, Größen 
und Ausführungen, sowie den Zustand 
und ggf. die bereits geplanten Erneue-
rungen von Abfallbehältern beinhalten. 
Das wurde abgelehnt.

Wohin wollen wir wachsen?
Frankfurt platzt aus den Nähten. Der kapi-
talistische Wachstumszwang läßt Banken 
und Mieten in den Himmel wachsen. Und 
er frisst Landschaft. Täglich verschwinden 
ca. 73 ha in Deutschland unter Beton und 
Asphalt. Die Arbeitenden, die den Betrieb 
der Superreichen in Gang halten dürfen, 
können die Frankfurter Mieten nicht mehr 
bezahlen. Das Umland muß herhalten. 
Die örtlichen Grünen, die in Koalition mit 
der SPD jahrzehntelang Baugebiet um 
Baugebiet ausgewiesen haben – jeweils 
um Schlimmeres zu verhüten – sind jetzt 
so stark geworden, daß sie größte Frak-
tion sind und den Bürgermeister stellen. 
Die Pläne der vorigen SPD-FW-FDP-
Koalition, riesige Flächen am Walldorfer 
Südostrand zu versiegeln, konnten einst-
weilen gestoppt werden. Die CDU, der 
früher die Versiegelung nicht weit genug 
gehen konnte, hat sich dreingefügt, um 
ein Zipfelchen Macht und die gut dotier-
te 1. Stadtratsstelle zu bekommen. Aber 
irgendwo müssen sie ja hin, die neuen 
Wohnungen. Was tun? Ganz einfach: man 
beauftragt ein Institut, das für zigtausend 
Euro auf die Suche geht und fündig wird: 
Spielplätze und die letzten Grünflächen 
in den Stadtteilen lassen sich herrlich be-

bauen! Kinder müssen frühzeitig an die 
Käfighaltung gewöhnt werden. Auf der 
Straße spielen? Das war einmal. Im Ernst, 
wer auch nur auf die Idee kommt, Spiel-
plätze platt zu machen, der hat nicht mehr 
alle Räder an der Achse. Noch sind das 
nur Empfehlungen eines Planungsbüros. 
Den Grünen sei gesagt: All eure Flächen-
versiegelungen, von „Plassage-Lange 
Äcker“ bis „Walldorfer Weg“, konnten die 
Wohnungsfrage nicht lösen. So lange 

So sieht es an vielen Ecken rund um Mörfelden-Walldorf aus. Die Abfallbehälter sind  
brechend voll. Hier wurde der meiste Müll, der nicht mehr passte sogar ordentlich in 
Tüten verpackt und neben der „Tonne“ deponiert. Die Einwohner denken also mit. 
Aber tut es auch die Stadt? 

das Kapital herrscht, regiert ein eiserner 
Zwang zum Wachstum: immer mehr Pro-
duktion, immer mehr Reichtum, immer 
mehr Landschaftszerstörung. Unkontrol-
liertes Wachstum nennt man Krebs. Der 
greift über auf den Bannwald (Cargo-City, 
Sehring, Terminal 3), greift er jetzt auch 
auf die Spielplätze unserer Kinder zu? Es 
gibt eine Arznei gegen diesen Krebs: früh-
zeitig kräftiger Protest – drei Mal täglich, 
vor den Mahlzeiten!

Pappeln an der Umgehungsstraße. Noch stehen sie. Aus dem Rathaus hört man viele hoch-
trabende Begriffe, wenn der Tag lang ist. „Innerstädtisches Klima“, „Grünstreifen“, „Frisch-
luftschneisen“, „Kaltluft für die Innenstadt“, „Klimaschutzgutachten“. Klingt alles sehr schön. 
Wirklich wichtig ist aber, dafür zu sorgen, dass Bäume wie diese noch lange stehen bleiben.
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Sie haben in der Vergangenheit davor 
gewarnt, immer mehr Menschen hier 
anzusiedeln, weil dadurch auch die 
Probleme von großen Städten hier-
her importiert werden (Anonymität, 
Vermüllung, höhere Kriminalitätsrate, 
Ballung von sozialem Elend etc.).
Walter Schmitt: Ballungsräume dürfen 
nicht größer werden, wir dürfen kein zwei-
tes Ruhrgebiet schaffen, keine Stadt mit 
Wohnhochhäusern. Die Wasserversorgung 
in Frankfurt ist schon heute ein Problem. 
Die Grundwasserspiegel im Vogelsberg und 
im Ried sinken, Wald stirbt ab, die Bäche im 
Vogelsberg haben zu wenig Wasser.

Wir sind mit dem Auto schnell in der 
Ferne. Andererseits verlieren wir unsere 
unmittelbare Umgebung. Kinder, die in 
den fünfziger Jahren noch wohlbehütet 
auf der Straße spielen konnten, werden 
heute von Müttern in der Kita abgelie-
fert. Auf der Straße stehen oder fahren 

Autos. Der Bezug zur engeren Heimat 
wird schwieriger.
Walter Schmitt: Die Probleme mit dem Auto 
in der Stadt sind auf absehbare Zeit nicht zu 
regeln. In manchen Kleinstädten wurde bei 
Siedlungen aus den 70er Jahren aber erreicht, 
daß PKW-Parken auf der Spielstraße nicht 
erlaubt ist. Fast alle Bewohner halten sich 
daran. Ich habe selbst mit unseren Enkeln 
dort Fussball gespielt.

Sie kannten noch das alte Volkshaus in 
Ihrer direkten Nachbarschaft. Wie gefiel 
es Ihnen, wie gefällt Ihnen das heutige 
Bürgerhaus?
Walter Schmitt: Das alte Volkshaus, zweimal 
umgebaut zum Bürgerhaus hat mir noch nie 
gefallen. Aber die Nutzung im alten Volkshaus 
war bürgernah und von ihnen angenommen, 
mit Gastwirtschaft, Kollegräumen und Turn-
halle im Untergeschoss. Stadtgestalterisch 
sollte es am Ende der Westenstraße stehen, 
also nicht zwischen den Wohnhäusern. Aber 
im Nachhinein ist es leicht, den Schlaumeier 
zu geben.

Was halten Sie von der Südumgehung? 
Wie können die Anwohnerinnen der 
Durchfahrtsstraßen entlastet werden?
Walter Schmitt: Ich halte die Nordumgehung 
für die bessere Lösung, auch dann wenn 
im Mörfelder Westen etwas Wald geopfert 
werden müßte. Ich war Stadtverordneter 
zur Zeit der Grünen-Bürgerliste. Mit der 
Brehl-SPD wurde vereinbart: Wir versuchen, 
die Nordumfahrung durchzusetzen, da diese 
Straßenzüge sowieso geplant waren. Wenn 
sich herausstellt, daß diese Lösung sich nicht 
bewährt, haben wir keinen großen Fehler ge-

macht. Für die Mitwirkung der SPD wurde Herr 
Brehl wieder zum Bürgermeister gewählt. 
Aber die SPD hat sich nun gegen die Lösung 
gestellt. Damals gab es die Brücke über die 
Bahn noch nicht. Heute könnte eine Entlas-
tung der Langener Straße, Westendstraße, 
Rüsselsheimer Straße, Gerauer Straße und 
Gärtnerweg durch entsprechende Beschil-
derung versucht werden.

Ein anderer Mörfelder Architektenkolle-
ge hat mir einmal gesagt, daß es – auch 
im Rhein-Main-Gebiet – kein größeres 
Bauprojekt gebe, bei dem nicht in 
irgendeiner Weise Korruption im Spiel 
sei. Erinnert sei z. B. daran, daß in der 
Fraport-Verwaltung längere Zeit die 
Staatsanwaltschaft ein und aus ging. 
Verfügen Sie über Erkenntnisse – Sie 
brauchen keine Namen zu nennen – die 
diese Aussage bestätigen könnten?
Walter Schmitt: Zum Thema Korruption im 
Bauwesen: Ein mir gut bekannter Bauunter-
nehmer – er ist viel zu früh gestorben – hat 
mir erzählt, dass er von großen Baufirmen 
aufgefordert wurde, honorierte Angebote 
abzugeben, um deren Angebote preiswert 
erscheinen zu lassen.

Etwas Versöhnliches zum Schluss: Der 
verehrte frühere Ministerpräsident 
Roland Koch wurde, nachdem er für 
Bilfinger und andere Baukonzerne die 
Nordwestbahn durchgesetzt hatte, zu 
derem Vorstandsvorsitzenden. Man 
redete von 1 Mio Gehalt pro Jahr. Leider 
hat er den Konzern in die Krise geführt 
und wurde auf Schadensersatz verklagt.
Der Arme…..

Was läuft falsch in unserer Stadt?
Fragen an den Mörfelder Architekten Walter Schmitt

Die Fortsetzung dieser Reihe wird es in der Septemberausgabe des „blickpunkt“ geben.

Teil 4

Dazu eine Anekdote:

Bei einem Spaziergang begegnete Goethe einem unange-
nehmen Theaterkritiker. Der Pfad war so schmal, dass sie nicht 
aneinander vorbei konnten, ohne auf den Rasen zu treten. 

Der Kritiker blieb stehen und sagte: „Ich weiche keinem Nar-
ren aus.“ 
Darauf trat Goethe zur Seite und sprach: „Aber ich.“

Erich Schaffner

Der Markertsweg ist in einem scheußlichen Zustand.
Er wächst zu. Wer schafft Abhilfe?
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In einer Sondersitzung des Bau-, Plan- und 
Mobilitätsausschusses wurde das Projekt 
der „Neubaustrecke Frankfurt-Mannheim“ 
vorgestellt. Für Mörfelden-Walldorf könn-
te der Bau einer weiteren Trasse weniger 
Lärmbelästigung und eine höhere Tak-
tung im Personennahverkehr bedeuten.
Aber von vorne.
Für das Projekt werden bereits seit 2004 
verschiedene Abschnitte entlang der 
Strecke Frankfurt-Mannheim geplant. Am 
Ende soll eine neue Trasse entstehen, die 
vor allem den ICE- und Güterverkehr um-
leiten soll, um damit den gesamten Ver-
kehr zwischen den beiden Industriezent-
ren schneller und pünktlicher zu gestalten. 
Seitdem klar ist, dass eine der Haltestellen 
der Darmstädter Hauptbahnhof sein soll, 
ist auch klar, wie sich der Streckenverlauf 
vorbei an Mörfelden-Walldorf darstellt.
Hierfür wird es nötig sein, Wälle parallel zur 
A5 aufzuschütten, um die Trasse vor mög-
lichen Autounfällen zu schützen. Zusätz-
lich wird ein circa 25 Meter breiter Streifen 
unseres Badesees zugeschüttet und der 
Uferverlauf neu geschaffen. Ebenso wird 
es im Wald in Richtung Zeppelinheim zu 
einigen Behinderungen des Radverkehrs 
kommen, da die umliegenden Waldwe-
ge über Monate hinweg gesperrt werden 
müssen. Wir sehen uns insgesamt mit ei-
ner Flächenversiegelung von mehreren 
Hektar konfrontiert, für die es zwar umfas-
sende Ausgleichsmaßnahmen geben wird, 
diese finden aber alle nicht auf der Gemar-
kung von Mörfelden-Walldorf statt. Sicher 

scheint zu sein, dass sich der Güterverkehr, 
vor allem nachts, an unseren Bahnhöfen 
reduzieren wird, da auch diese Züge auf 
die neue Trasse ausweichen können. 

Was ist drin für die Einwohner- 
:innen unserer Stadt? 
Ebenso wird im Zuge der Bauarbeiten das 
Fahrradwegenetz Richtung Zeppelinheim 
und zum Walldorfer Badesee verbessert. 
An der B 486 in Höhe der Autobahnauf-
fahrt A5 wird es eine eigene Fahrradspur 
sowie eine separate Abfahrt für Fahrräder 
zu einem Radweg in Richtung Darmstadt 
geben. Eine grüne Fußgängerbrücke über 
die A 5 in Richtung Darmstadt ist ebenfalls 
geplant. Wenn alles glatt geht, kann nach 
der Fertigstellung der Trasse die S-Bahn- 
Taktung erhöht und die Lärmbelastung 
reduziert werden.

Nicht zur Debatte steht weiterhin der bar-
rierefreie Ausbau des Walldorfer Bahnhofs.

Die Barrierefreiheit am Bahnhof 
Walldorf ist weiterhin kein Thema
Vor dem Ende der Bauarbeiten zur neuen 
Trasse in 2030, bahnt sich dort keine Lö-
sung an. Auf dem Tisch liegt ein Vorschlag 
zur Überbauung der vorhandenen Trasse 
am Walldorfer Bahnhof mit einer Fußgän-
gerüberführung. An einer solchen gebe es 
dann also zwei Fahrstühle, die potenziell 
ausfallen können. Von der Verschandelung 
des Bahnhofsplatzes mit einem solchen 
Bauwerk einmal abgesehen. Die weniger 
invasive Lösung über barrierefreie Abgän-
ge zur vorhandenen Unterführung, sowie 
einem Aufzug in der Unterführung, der zu 
den Gleisen 11&12 führt, ist vom Tisch. Zu 
aufwendig der Bau, zu teuer die Sperrung 
der Gleise während der Bauarbeiten. Der 
Bahn geht es nur um Einsparungen. Wir 
werden die Planungs- und Baumaßnah-
men weiterhin kritisch begleiten.     

Tim Beyermann  

Die neue Bahntrasse kommt
... in den nächsten acht Jahren

Hier gehts zur Infoseite der Deutschen Bahn https://www.frankfurt-mannheim.de

Gemeinsam mit unserer Fraktion haben wir eine Bürgerinformationsveranstal-
tung zum Bauvorhaben der ICE-Neubaustrecke Frankfurt-Mannheim und der 
bestehenden „Riedbahnstrecke“ beantragt. Warum? Ganz einfach, die Planungen 
der ICE-Neubaustrecke stehen vor dem Abschluss. Die Bemühungen der Stadt alle 
Einwohner:innen über das Vorhaben zu informieren sind bislang unzureichend. 
Bei einer Baumaßnahme wie der geplanten ICE-Trasse ist unsere Stadt in vielerlei 
Hinsicht betroffen. Transparenz ist dringend geboten! Eine Informationsveranstal-
tung mit der Möglichkeit, alle aufkommenden Fragen fachlich beantworten zu 
können, um eine umfassende Unterrichtung der Einwohnerschaft sicherzustellen 
und die Einflussnahme der betroffenen Menschen durch Fragen und Mitsprache 
zu ermöglichen, ist das Mindeste.

Informiert die Einwohner:innen - und 
zwar ordentlich

Das drohende Ende der Gaslieferungen 
aus Russland ist das Thema Nr. 1. Angst, ja 
Panik macht sich in der Bevölkerung breit, 
dass man im kommenden Winter evtl. frie-
ren muss. Warum ist die BRD für die Putin 
unterstellten Pläne, wogegen Polen, das 
schon seit Monaten kein Erdgas mehr vom 
russischen Gasprom-Konzern bezieht, 
aus dem Vollen schöpfen kann? Eine Ant-
wort darauf ist einigermaßen irritierend: 
Tatsächlich erhält Polen weiterhin große 
Mengen zur Deckung seines Bedarfs aus 
Russland. Allerdings nicht direkt, sondern 
über den Umweg Deutschland. Allein im 
ersten Halbjahr 2022 flossen nach den 
Zahlen des Energiedienstleisters Gasca-
de 20 Terawattstunden (TWh) über die 
sogenannte Jamal-Europe-Leitung aus 
deutschen Landen in Richtung Polen. Das 

allein entspricht der Hälfte der polnischen 
Reservekapazitäten und über 13 Prozent 
der Gesamtmenge an Erdgas, die in den 
ersten sechs Monaten 2021 über die von 
Westsibirien über Belarus ins brandenbur-
gische Mallnow verlaufenden Pipeline be-
fördert wurden. Die polnischen Gasspei-
cher sind zu 97 Prozent gefüllt, deutsche 
nur zu ca. 62 Prozent. In Mallnow betreibt 
die Gascade Gastransport GmbH eine so-
genannte Verdichterstation, von wo aus 
das Gas über die Jagal-Leitung ins inner-
deutsche Netz eingespeist wird. Aber es 
führt eben auch ein Weg zurück über die 
Grenze, weil Jamal in beide Richtungen 
funktoniert. Zuletzt jedoch war Mallnow 
Ausgangspunkt einer Einbahnstraße gen 
Osten. Praktisch kein Gas floss in die BRD, 
um so mehr aber nach  Polen. Liefe es an-

ders, also normal, wären die deutschen 
Gasspeicher um die acht Prozent voller 
und die Preise für das knappe Gut wohl 
nicht ganz so astronomisch hoch wie ak-
tuell und wohl noch mehr in der Zukunft. 
Die sog. Leitmedien schweigen sich über 
diese Zusammenhänge aus. Zuletzt Ende 
April hatte der „Focus“ über das Pipeline-
Paradox berichtet: „Putins Gas fließt jetzt 
über Deutschland nach Polen“. Der Skan-
dal gehört öffentlich gemacht. Während 
wir hierzulande aus sog. Solidarität mit 
der Ukraine demnächst bibbern müssen, 
verdienen sich deutsche Importeure eine 
goldene Nase damit, eigentlich für den 
heimischen Markt vorgesehenes Gas zu 
überhöhten Preisen auf dem Spot- und 
Future-Markt an Polen zu verticken. 
		                   Rudolf Dötsch

Leserbrief:   Gasexporte trotz angeblichen Mangels?
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Das Werbeverbot für Abtrei-
bungen ist gekippt…
und warum uns das nicht reicht.
Der Bundestag stimmte mehrheitlich für 
die Abschaffung des Paragraphen 219a 
StGB, der schon das bloße Informieren 
über Schwangerschaftsabbrüche unter 
Strafe stellte. Deutschlandweit wurden 
in den letzten Jahren Ärztinnen und 
Ärzte vor Gericht gezerrt und zu Geld-
strafen verurteilt, weil sie - trotz alle-
dem – Schwangeren die Möglichkeit 
geben wollten, sich über einen Schwan-
gerschaftsabbruch zu informieren. Die 
Streichung des Paragrafen ist ein Schritt 
in die richtige Richtung, aber noch lange 
nicht genug.
Seit 1871, also seit Gründung des deut-
schen Kaiserreiches, steht die Abtrei-
bung durch den Paragrafen 218 unter 
Strafe. Eine teilweise Liberalisierung des 
Paragrafen in der Weimarer Republik 
1927, der eine Abtreibung aus medi-
zinischen Gründen zuließ, war und ist 
ein fauler Kompromiss. Während in der 
Weimarer Republik noch KPD und SPD 
gemeinsam für die Abschaffung des 

Abtreibungsverbots kämpften, dauerte 
es in der Bundesrepublik bis 1972, bis 
das Thema wieder auf dem politischen 
Parkett auftauchte. Zu einer Streichung 
des Paragrafen kam es jedoch nie. Wa-
rum aber kam der Paragraf 1972 in der 
Bundesrepublik auf die Tagesordnung? 
Das ist einfach zu beantworten. Am 9. 
März 1972 beschloss die Volkskammer 
der DDR, dass Abtreibungen fortan legal 
sein sollen. Damit nahm sie – wie so oft 
– eine Avantgarderolle gegenüber dem 
zweiten Deutschland ein und brachte die 
vermeintlich progressive Koalition aus 
SPD und FDP unter Kanzler Willy Brandt 
in Erklärungsnot. Was ist also heute noch 
übrig vom Abtreibungsparagrafen?
Nach wie vor müssen Schwangere in 
Deutschland bis 14 Wochen nach ihrer 
letzten Monatsblutung die Abtreibung 
durchführen. Das ist für viele Betroffe-
ne ein sehr eng gesteckter Zeitraum. 
Die Gründe sind fehlende ärztliche Be-
treuung, sei es durch fehlende Praxen, 

mangelnde Aufklärung oder schlicht-
weg durch finanzielle Notlagen, die im 
Übrigen auch das Kaufen von Hormon-
präparaten wie der Pille unerschwinglich 
machen. Nach wie vor müssen Schwan-
gere ein Beratungsgespräch über sich 
ergehen lassen. Betroffene berichten 
von abenteuerlichen Behauptungen 
von Berater:innen. Diese gingen zum 
Teil soweit, ihnen ein schlechtes Gewis-
sen einzureden. Zusätzlich müssen die 
Betroffenen, die das Beratungsgespräch 
bei einem Arzt oder einer Ärztin in An-
spruch nehmen, anschließend bei einem 
anderen Arzt oder einer anderen Ärztin 
die Abtreibung vornehmen lassen.
Außerdem müssen zwischen Beratung 
und Abtreibung mindestens drei Tage 
liegen. Vordergründig, um den Schwan-
geren Bedenkzeit zu geben; hintergrün-
dig, um die bürokratischen Hürden zu 
erhöhen und einen Abbruch unwahr-
scheinlicher zu machen. Das alles ist auf-
grund der schlechten Versorgungslage 
mit Frauenarztpraxen in Deutschland 
nicht nur ein Albtraum. Es führt zwangs-
läufig auch dazu, dass selbst Schwange-
re, die regelmäßig in eine Frauenarztpra-
xis gehen, mit mindestens einer ihnen 
fremden Person über den Eingriff spre-
chen müssen.

Hier in Mörfelden-Walldorf gibt es 
nach dem Wegzug und der Schließung 
einiger Praxen keine einzige Frauen-
arztpraxis mehr - und das bei 35.000 
Einwohner:innen.

Teilnehmer einer Friedenskundgebung auf dem Torre Pellice Platz am Bahn-
hof in Walldorf (Links im Bild: Stadtverordneter Tim Beyermann)

Alle Welt rüstet auf. Nicht erst seit dem 
Krieg in der Ukraine ist Deutschland wie-
der Kriegspartei. Überall auf dem Globus 
kommt die BRD ihren sogenannten „in-
ternationalen Verpflichtungen“ nach und 
exportiert fleißig Waffen. 2020 waren es 
bereits 5,284 Milliarden €. Der Trend geht 
klar nach oben. Zusätzlich ist die Bun-
deswehr momentan an 14 Auslandsein-
sätzen beteiligt, um die wirtschaftlichen 
Interessen Deutscher Banken und Kon-
zerne im Ausland durchzusetzen.
Während wir mit Inflation und durch die 
Bank weg steigenden Preisen zu kämp-
fen haben, wurden jetzt auch noch 100 
Milliarden € mehr, sowie die Erfüllung 
des Nato 2% Ziels durchgeboxt.

Wir sagen:
Bei der Rüstung sind sie fix,
für die Bildung tun sie nix!
Geld für Soziales, statt für Panzer.

1.September, 19 Uhr Torre Pellice Platz
 am Bahnhof Walldorf
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„Qualifiziertes Einzelhandelskonzept“
Mit Phrasen-Geklingel gegen Leerstand?

Es gibt zweierlei Gründe, warum wir 
im Innenstadtbereich von Mörfelden 
und Walldorf so viele gewerbliche 
Leerstände haben.

Erstens: Die Mieten sind zu hoch. Von 
übertriebenen Mieterhöhungen auf-
grund angeblicher Modernisierungs-
maßnahmen, über sog. Staffelmie-
ten bis hin zur Nichterbringung von 
Leistungen von Vermieter:innen, die 
vorher mit den Mieter:innen eigent-
lich vertraglich festgehalten wurden, 
ist alles dabei. Unterhält man sich 
mit Gewerbetreibenden in unserer 
Stadt, hört man so allerlei. Zweitens: 
Die Gängeleien seitens der Behör-
den zwingen auch ausdauernde Ge-
werbetreibende immer wieder in die 

Knie. Ob Stellplatzsatzung, ob sog. 
„Bauanträge über Bauten und Um-
bauten im Bestand“ oder eine einfa-
che Umnutzung. Alles kostet schnell 
einen vierstelligen Betrag, wenn es 
überhaupt – im Schneckentempo – 
genehmigt wird. Jetzt hat die Stadt-
verordnetenversammlung ein „Qua-
lifiziertes Einzelhandelskonzept“ 
beschlossen. Darin lesen wir u.a: 

„ Das  Einzelhandelskonzept  umfasst  
auch  Maßnahmen im infrastruktu-
rellen und  institutionellen  Bereich 
im Zusammenhang  mit  einzelhan-
delsbezogenen Standortplanungen. 
Die Ziele von kommunalen oder re-
gionalen Einzelhandelskonzepten 
bestehen vor allem in der Sicherstel-

lung einer quantitativ wie qualitativ 
ausgewogenen Versorgungsstruktur 
in zumutbarer Erreichbarkeit, auch 
für immobile Bevölkerungsschichten. 
Aufwertung der Standortqualitäten 
von Stadt- und Ortskernen und Stadt-
teilzentren Sicherung und Stabilisie-
rung der Angebots- und Funktions-
vielfalt der Innenstadt“.

Aha. So ist das also. Das Wort „Mie-
ten“ kommt in diesem Soziologen-
Chinesisch nur einmal vor – in  einer 
Fußnote zum Begriff „gebundene 
Kaufkraft“. Ob‘s damit gelingt, das 
Geschäftsleben zu verbessern? Es 
darf gezweifelt werden. Deshalb ha-
ben wir mit unserer Fraktion dieses 
Einzelhandelskonzept abgelehnt.

Krieg und Frieden 
Aus der Reihe der „blickpunkt“ - Veröffentlichungen.
2. unveränderte Auflage. 

Letzte Zeitzeugen schreiben aus ihrer Erinnerung über 
ihre Erlebnisse, über furchtbares Leid, Zerstörung und Hoffnung. Zahl-
reiche Fotos, Gedichte und Illustrationen machen die Veröffentlichung 
zu einem wichtigen Geschenk für die Nachkommenden. Ein Aufruf für 
Frieden und Verständigung. 

Verkaufspreis 5,- Euro.
Erhältlich in den bekannten Verkaufsstellen 
und bei den Mitgliedern der DKP in Mörfelden-Walldorf

Die Westendstraße, die Hauptstraße Mörfeldens. Leerstand reiht sich an Leerstand. Ob das gestelzte Geschwafel der "imakomm 
AKADEMIE GmbH" ("kerngebietstypische Sortimente, innenstadtrelevante Sortimente") dagegen hilft?
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1928 wurde das Wald-
schwimmbad von Mörfelden 
gebaut. Es war das erste Schwimmbad 
in weitem Umkreis. Hier machte sich 
der starke Einfluss der Arbeiterbewe-
gung bemerkbar. In den dunklen und 
verrauchten Industriezentren hatten 
die Arbeiter gelernt, wie wichtig frische 
Luft und der Aufenthalt in der Natur für 
die Entwicklung junger Menschen sind. 
Das Schlagwort von den „geschlossenen 
Kreisläufen“ gab es damals noch nicht. 
Gleichwohl kamen die Mörfelder auf die 
Idee, dass es doch am einfachsten sei, das 
Schwimmbad direkt am Geräthsbach zu 
bauen. Den konnte man zur Befüllung 
des Beckens nutzen. Dass das Wasser 
„naturtrüb“ war und man nach Berichten 
von Besuchern bis in die fünfziger Jahre 
hinein beim Tauchen auch mal Stichlinge 
beobachten konnte, nahm man lächelnd 

in Kauf. Das Becken war durchgehend 
abfallend gebaut, so dass an der Ostseite 
über die ganze Beckenbreite hinweg eine 
Treppe in den Nichtschwimmerbereich 
führte, wo auch noch Kleinkinder stehend 
„den Kopf über Wasser“ halten konnten. 
Von da an wurde das Becken stetig tiefer, 
bis es an der Westseite mit 3 Metern tief 
genug war, um sichere Sprünge von der 
5-Meter-Plattform des Sprungturmes zu 
erlauben. In der Mitte geteilt wurde das 
Becken von einer Betonbrücke, auf der 8 
Startblöcke für Schwimmwettbewerbe 
eingegossen waren. Ab dieser Brücke galt: 

Nur noch für Freischwimmer. Für viele junge Leute stand aber nicht unbedingt das Schwimmbecken im Mittelpunkt, sondern 
das noch zum Gelände gehörende Waldstück, wo man sich auch anderweitig sportlich betätigen konnte. Außerdem war 
der Zaun, der das Schwimmbad umgab, dort nicht völlig undurchlässig.So kamen von dieser Seite her gelegentlich auch 
diejenigen herein, deren Taschengeld für eine Eintrittskarte nicht mehr reichte. Gut besucht war immer auch der Kiosk an 
der Südwestecke des Waldschwimmbades, wo bei einem Fläschchen Union-Bier die Sprung- und Schwimmleistungen der 
Badegäste fachmännisch begutachtet wurden. Für die Kinder gab es Bluna, Nappos, Lakritz und Eis am Stiel. Unser Bild aus 
den frühen 1960er-Jahren zeigt links Heinrich Creter, den legendären und langjährigen Pächter dieser wichtigen Einrichtung.

Unser Lexikon

Schbrisch
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Der stellt sisch 
oo wie e Kuh 

zum Haarobbe!

Mehr Infos:

Instagram.com/dkpmoewa

facebook.com/DKPLinkeListe

dkp-mw.de

youtube.com/sdajtv

OAT- Offenes Antifaschistisches Treffen 16.9. ab 18:00 Uhr

Wir treffen uns jeden 3. Freitag im Monat im Kulturbahnhof KuBa in Mörfelden.
Wir wollen eine Anlaufstelle für alle jungen Menschen in dieser Stadt sein, die 
sich gegen rechtes Gedankengut stellen wollen. In dieser Stadt gibt es keinen 
Platz für Rassisten, Faschisten und andere Arten von Idioten. Wenn wir wirklich etwas bewegen 
wollen, geht das aber nur zusammen! Kommt zum nächsten Treffen und plant die nächsten 
Treffen und Aktionen gemeinsam mit uns.

Aufklärungsarbeit „Was ist -rechts-?“ - Filmabende - Gedenkveranstaltungen - Demos in ganz Hessen

Stadtgeschichten


